
Änderungstarifvertrag Nr. 4 

vom 6. April 2025 

zum Tarifvertrag für Studierende in ausbildungsintegrierten dualen 

Studiengängen im öffentlichen Dienst (TVSöD) 

vom 29. Januar 2020 

Zwischen 

der Bundesrepublik Deutschland,  

vertreten durch das Bundesministerium des Innern, 

und 

der Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbände (VKA), 

vertreten durch den Vorstand, 

einerseits 

und 

[den vertragsschließenden Gewerkschaften] *) 

andererseits 

wird Folgendes vereinbart: 

*) Vertragschließende Gewerkschaften sind die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di), die zu-
gleich für die Gewerkschaft der Polizei (GdP), die Industriegewerkschaft Bauen-Agrar-Umwelt (IG BAU) 
und die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) handelt, und zum anderen der dbb beam-
tenbund und tarifunion (dbb). Mit beiden Gewerkschaften wurden getrennte, aber inhaltsgleiche Tarif-
verträge abgeschlossen. 



 

2 

§ 1 

Änderungen des TVSöD zum 1. Januar 2025 

Der Tarifvertrag für Studierende in ausbildungsintegrierten dualen Studiengängen im 

öffentlichen Dienst (TVSöD) vom 29. Januar 2020, zuletzt geändert durch den Ände-

rungstarifvertrag Nr. 3 vom 22. April 2023, wird wie folgt geändert: 

1. § 8 Absatz 1 Satz 2 wird durch folgende Neufassung ersetzt: 

„2Das monatliche Entgelt beträgt 

a) für Studierende nach § 1 Abs. 1 Buchst. a), d) oder e) TVAöD - Allgemei-

ner Teil - 

 
bis 

31. März 2025 

ab 

1. April 2025 

ab 

1. Mai 2026 

im ersten Ausbildungsjahr 1.218,26 Euro 1.293,26 Euro 1.368,26 Euro 

im zweiten Ausbildungsjahr 1.268,20 Euro 1.343,20 Euro 1.418,20 Euro 

im dritten Ausbildungsjahr 1.314,02 Euro 1.389,02 Euro 1.464,02 Euro 

im vierten Ausbildungsjahr 1.377,59 Euro 1.452,59 Euro 1.527,59 Euro 

b) für Studierende nach § 1 Abs. 1 Buchst. b) TVAöD - Allgemeiner Teil - 

 
bis 

31. März 2025 

ab 

1. April 2025 

ab 

1. Mai 2026 

im ersten Ausbildungsjahr 1.340,69 Euro 1.415,69 Euro 1.490,69 Euro 

im zweiten Ausbildungsjahr 1.402,07 Euro 1.477,07 Euro 1.552,07 Euro 

im dritten Ausbildungsjahr 1.503,38 Euro 1.578,38 Euro 1.653,38 Euro 

c) für Studierende nach § 1 Abs. 1 Buchst. c) TVAöD - Allgemeiner Teil - 

 
bis 

31. März 2025 

ab 

1. April 2025 

ab 

1. Mai 2026 

im ersten Ausbildungsjahr 1.215,24 Euro 1.290,24 Euro 1.365,24 Euro 

im zweiten Ausbildungsjahr 1.275,30 Euro 1.350,30 Euro 1.425,30 Euro 

im dritten Ausbildungsjahr 1.372,03 Euro 1.447,03 Euro 1.522,03 Euro.“ 
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2. § 8 Absatz 2 Satz 2 wird durch folgende Neufassung ersetzt: 

„2Das monatliche Studienentgelt nach Satz 1 beträgt 

— bei einem ausbildungsintegrierten dualen Studiengang mit einem Ausbil-

dungsteil nach § 1 Abs. 1 Buchst. a), d) oder e) TVAöD - Allgemeiner Teil -  

bis 31. März 2025 ab 1. April 2025 ab 1. Mai 2026 

1.475,00 Euro 1.550,00 Euro 1.625,00 Euro 

— bei einem ausbildungsintegrierten dualen Studiengang mit einem Ausbil-

dungsteil nach § 1 Abs. 1 Buchst. b) TVAöD - Allgemeiner Teil - 

bis 31. März 2025 ab 1. April 2025  ab 1. Mai 2026 

1.665,00 Euro 1.740,00 Euro 1.815,00 Euro 

— und bei einem ausbildungsintegrierten dualen Studiengang mit einem Aus-

bildungsteil nach § 1 Abs. 1 Buchst. c) TVAöD - Allgemeiner Teil -  

bis 31. März 2025 ab 1. April 2025 ab 1. Mai 2026 

1.535,00 Euro 1.610,00 Euro“ 1.685,00 Euro.“ 

3. § 16 Absatz 4 wird durch folgende Neufassung ersetzt: 

„(4) Beabsichtigt der Ausbildende bzw. im Bereich des Bundes die ausbil-

dende Dienststelle/der ausbildende Betrieb keine Übernahme in ein Ar-

beitsverhältnis, hat sie/er dies der Studierenden/dem Studierenden drei 

Monate vor dem voraussichtlichen Ende des Vertragsverhältnisses schrift-

lich mitzuteilen.“ 

4. In § 21 Absatz 3 Buchstabe a wird die Angabe „31. Dezember 2024“ durch die 

Angabe „31. März 2027“ ersetzt. 

§ 2 

Änderungen des TVSöD zum 1. Juli 2025 

Der Tarifvertrag für Studierende in ausbildungsintegrierten dualen Studiengängen im 

öffentlichen Dienst (TVSöD) vom 29. Januar 2020, zuletzt geändert durch § 1 dieses 

Änderungstarifvertrages, wird wie folgt geändert: 

 Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe „§ 10“ wird durch die Angabe „§ 10 (Bund)“ ersetzt. 
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b) Nach der Angabe „§ 10 (Bund) Ausbildungs- und Studienmaßnahmen au-

ßerhalb der Ausbildungsstätte“ wird eine neue Zeile mit der Angabe „§ 10 

(VKA) Ausbildungs- und Studienmaßnahmen außerhalb der Ausbildungs-

stätte“ eingefügt. 

c) Nach der Angabe „§ 16 Beendigung, Verkürzung und Verlängerung des 

Vertragsverhältnisses“ eine neue Zeile mit der Angabe „§ 16a Übernahme 

von Studierenden“ eingefügt. 

 § 10 wird durch folgende § 10 (Bund) und § 10 (VKA) ersetzt:  

„§ 10 (Bund) 

Ausbildungs- und Studienmaßnahmen 

außerhalb der Ausbildungsstätte 

(1) 1Bei Dienstreisen, die im Rahmen des Ausbildungsteils oder der berufs-

praktischen Studienabschnitte erfolgen, erhalten die Studierenden eine 

Entschädigung in analoger Anwendung der Reisekostenbestimmungen, 

die für die Beschäftigten des Ausbildenden jeweils gelten. 2Gleiches gilt 

bei Reisen zur Ablegung der in den Ausbildungsordnungen bzw. in den 

Studien- und Prüfungsordnungen vorgeschriebenen Prüfungen für Studie-

rende mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Abs. 1 Buchst. a), d) oder e) 

TVAöD - Allgemeiner Teil -.  

(2) 1Bei Reisen von Studierenden mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Abs. 1 

Buchst. a), d) oder e) TVAöD - Allgemeiner Teil - zur Teilnahme an über-

betrieblichen Ausbildungsmaßnahmen im Sinne des § 5 Abs. 2 Satz 1 

Nr. 6 BBiG außerhalb der politischen Gemeindegrenze der Ausbildungs-

stätte, werden die entstandenen notwendigen Fahrtkosten bis zur Höhe 

der Kosten der Fahrkarte der jeweils niedrigsten Klasse des billigsten re-

gelmäßig verkehrenden Beförderungsmittels (im Bahnverkehr ohne Zu-

schläge) erstattet; Möglichkeiten zur Erlangung von Fahrpreisermäßigun-

gen (z. B. Schülerfahrkarten, Monatsfahrkarten, BahnCard, Semesterti-

cket) sind auszunutzen. 2Beträgt die Entfernung zwischen den Ausbil-

dungsstätten hierbei mehr als 100 km, werden im Bahnverkehr Zuschläge 

beziehungsweise besondere Fahrpreise (z. B. für ICE) erstattet. 3Die 

nachgewiesenen notwendigen Kosten einer Unterkunft am auswärtigen 

Ort werden, soweit nicht eine unentgeltliche Unterkunft zur Verfügung 

steht, erstattet. 4Zu den Auslagen des bei notwendiger auswärtiger Unter-

bringung entstehenden Verpflegungsmehraufwands wird für volle Kalen-

dertage der Anwesenheit am auswärtigen Ausbildungsort ein Verpfle-

gungszuschuss gewährt, dessen Höhe sich in analoger Anwendung der 
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für die Beschäftigten des Ausbildenden geltenden Reisekostenbestimmun-

gen in der jeweiligen Fassung bemisst. 5Bei unentgeltlicher Verpflegung 

wird der Verpflegungszuschuss entsprechend einbehalten. 6Bei einer über 

ein Wochenende oder einen Feiertag hinaus andauernden Ausbildungs-

maßnahme werden die dadurch entstandenen Mehrkosten für Unterkunft 

und Verpflegungsmehraufwand nach Maßgabe der Sätze 3 bis 5 erstattet. 
7Die Sätze 1 bis 6 gelten auch für Reisen im Rahmen der fachtheoreti-

schen Studienabschnitte, die Bestandteil von Studien- und Prüfungsord-

nungen sind, wenn die Hochschule außerhalb der politischen Gemeinde-

grenze der Ausbildungsstätte liegt.  

(3) 1Bei Reisen von Studierenden mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Abs.1 

Buchst. b) oder c) TVAöD - Allgemeiner Teil - zur vorübergehenden Aus-

bildung an einer anderen Einrichtung außerhalb der politischen Gemein-

degrenze der Ausbildungsstätte sowie zur Teilnahme an Vorträgen, an Ar-

beitsgemeinschaften oder an Übungen werden die entstandenen notwen-

digen Fahrtkosten bis zur Höhe der Kosten für die Fahrkarte der jeweils 

niedrigsten Klasse des billigsten regelmäßig verkehrenden Beförderungs-

mittels (im Bahnverkehr ohne Zuschläge) erstattet; Möglichkeiten zur Er-

langung von Fahrpreisermäßigungen (z. B. Schülerfahrkarten, Monatsfahr-

karten, BahnCard, Semesterticket) sind auszunutzen. 2Die nachgewiese-

nen notwendigen Kosten einer Unterkunft am auswärtigen Ort werden, so-

weit nicht eine unentgeltliche Unterkunft zur Verfügung steht, erstattet. 3Zu 

den Auslagen des bei notwendiger auswärtiger Unterbringung entstehen-

den Verpflegungsmehraufwandes wird für volle Kalendertage der Anwe-

senheit am auswärtigen Ausbildungsort ein Verpflegungszuschuss ge-

währt, dessen Höhe sich in entsprechender Anwendung der für die Be-

schäftigten des Ausbildenden geltenden Reisekostenbestimmungen in der 

jeweiligen Fassung bemisst. 4Bei unentgeltlicher Verpflegung wird der Ver-

pflegungszuschuss entsprechend einbehalten. 5Bei einer über ein Wo-

chenende oder einen Feiertag hinaus andauernden Ausbildungsmaß-

nahme werden die dadurch entstandenen Mehrkosten für Unterkunft und 

Verpflegungsmehraufwand nach Maßgabe der Sätze 2 bis 4 erstattet. 
6Leistungen Dritter sind anzurechnen. 

Protokollerklärung zu Absatz 3: 

Absatz 3 gilt auch für den Besuch einer auswärtigen beruflichen Schule 

sowie für Reisen im Rahmen der fachtheoretischen Studienabschnitte, die 
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Bestandteil von Studien- und Prüfungsordnungen sind, wenn die Hoch-

schule außerhalb der politischen Gemeindegrenze der Ausbildungsstätte 

liegt. 

(4) 1Bei Reisen von Studierenden mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Abs. 1 

Buchst. a), d) oder e) TVAöD - Allgemeiner Teil -, die im Rahmen des Aus-

bildungsteils für den Besuch einer auswärtigen Berufsschule erfolgen, 

werden die notwendigen Fahrtkosten erstattet, soweit sie monatlich 6 v. H. 

des Studienentgelts nach § 8 Abs. 1 für das erste Studienjahr übersteigen. 

2Satz 1 gilt nicht, soweit die Fahrtkosten nach landesrechtlichen Vorschrif-

ten von einer Körperschaft des öffentlichen Rechts getragen werden. 3Die 

notwendigen Auslagen für Unterkunft und Verpflegungsmehraufwand wer-

den bei Besuch der regulären auswärtigen Berufsschule im Blockunterricht 

entsprechend Absatz 2 Sätze 3 bis 6 erstattet. 4Leistungen Dritter sind an-

zurechnen.  

(5) Bei Abordnungen und Zuweisungen von Studierenden mit einem Ausbil-

dungsteil nach § 1 Abs. 1 Buchst. a), d) oder e) TVAöD - Allgemeiner Teil -

, die im Rahmen des Ausbildungsteils erfolgen, werden die Kosten nach 

Maßgabe des Absatzes 2 erstattet. 

§ 10 (VKA) 

Ausbildungs- und Studienmaßnahmen 

außerhalb der Ausbildungsstätte 

(1) 1Bei Dienstreisen, die im Rahmen des Ausbildungsteils oder der berufs-

praktischen Studienabschnitte erfolgen, erhalten die Studierenden eine 

Entschädigung in analoger Anwendung der Reisekostenbestimmungen, 

die für die Beschäftigten des Ausbildenden jeweils gelten. 2Gleiches gilt 

bei Reisen zur Ablegung der in den Ausbildungsordnungen bzw. in den 

Studien- und Prüfungsordnungen vorgeschriebenen Prüfungen für Studie-

rende mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Abs. 1 Buchst. a), d) oder e) 

TVAöD - Allgemeiner Teil -.  

(2) 1Bei Reisen von Studierenden mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Abs. 1 

Buchst. a), d) oder e) TVAöD - Allgemeiner Teil - zur Teilnahme an über-

betrieblichen Ausbildungsmaßnahmen im Sinne des § 5 Abs. 2 Satz 1 

Nr. 6 BBiG außerhalb der politischen Gemeindegrenze der Ausbildungs-

stätte, werden die entstandenen notwendigen Fahrtkosten bis zur Höhe 

der Kosten der Fahrkarte der jeweils niedrigsten Klasse des billigsten re-

gelmäßig verkehrenden Beförderungsmittels (im Bahnverkehr ohne Zu-
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schläge) erstattet; Möglichkeiten zur Erlangung von Fahrpreisermäßigun-

gen (z. B. Schülerfahrkarten, Monatsfahrkarten, BahnCard, Semesterti-

cket) sind auszunutzen. 2Beträgt die Entfernung zwischen den Ausbil-

dungsstätten hierbei mehr als 100 km, werden im Bahnverkehr Zuschläge 

beziehungsweise besondere Fahrpreise (z. B. für ICE) erstattet. 3Die 

nachgewiesenen notwendigen Kosten einer Unterkunft am auswärtigen 

Ort werden, soweit nicht eine unentgeltliche Unterkunft zur Verfügung 

steht, erstattet. 4Zu den Auslagen des bei notwendiger auswärtiger Unter-

bringung entstehenden Verpflegungsmehraufwands am auswärtigen Aus-

bildungsort wird Studierenden für volle Kalendertage der Anwesenheit so-

wie für den An- und Abreisetag ein Verpflegungszuschuss gewährt, des-

sen Höhe sich in analoger Anwendung der für die Beschäftigten des Aus-

bildenden geltenden Reisekostenbestimmungen in der jeweiligen Fassung 

bemisst. 5Bei unentgeltlicher Verpflegung wird der jeweilige Verpflegungs-

zuschuss einbehalten. 6Bei einer über ein Wochenende oder einen Feier-

tag hinaus andauernden Ausbildungsmaßnahme werden die dadurch ent-

standenen Mehrkosten für Unterkunft und Verpflegungsmehraufwand 

nach Maßgabe der Sätze 3 bis 5 erstattet. 7Die Sätze 1 bis 3 gelten auch 

für Reisen im Rahmen der fachtheoretischen Studienabschnitte, die Be-

standteil von Studien- und Prüfungsordnungen sind, wenn die Hochschule 

außerhalb der politischen Gemeindegrenze der Ausbildungsstätte liegt. 
8Für die notwendigen Auslagen beim Verpflegungsmehraufwand wird bei 

Reisen nach Satz 7 für volle Kalendertage der Anwesenheit am auswärti-

gen Ausbildungsort ein Verpflegungszuschuss in Höhe der nach der Sozi-

alversicherungsentgeltverordnung maßgebenden Sachbezugswerte für 

Frühstück, Mittagessen und Abendessen gewährt. 9Bei unentgeltlicher 

Verpflegung wird der jeweilige Sachbezugswert einbehalten. 10Soweit eine 

Reise nach Satz 7 über ein Wochenende oder einen Feiertag hinaus an-

dauert, gelten die Sätze 1 bis 3, 8 und 9 entsprechend. 

(3) 1Bei Reisen von Studierenden mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Abs.1 

Buchst. b) oder c) TVAöD - Allgemeiner Teil - zur vorübergehenden Aus-

bildung an einer anderen Einrichtung außerhalb der politischen Gemein-

degrenze der Ausbildungsstätte sowie zur Teilnahme an Vorträgen, an Ar-

beitsgemeinschaften oder an Übungen werden die entstandenen notwen-

digen Fahrtkosten bis zur Höhe der Kosten für die Fahrkarte der jeweils 

niedrigsten Klasse des billigsten regelmäßig verkehrenden Beförderungs-

mittels (im Bahnverkehr ohne Zuschläge) erstattet; Möglichkeiten zur Er-

langung von Fahrpreisermäßigungen (z. B . Schülerfahrkarten, Monats-

fahrkarten, BahnCard, Semesterticket) sind auszunutzen. 2Bei Reisen zur 



 

8 

vorübergehenden Ausbildung an einer anderen Einrichtung außerhalb der 

politischen Gemeindegrenzen der Ausbildungsstätte nach Satz 1 wird bei 

notwendiger Unterbringung am auswärtigen Ausbildungsort für volle Ka-

lendertage der Anwesenheit sowie für den An- und Abreisetag ein Verpfle-

gungszuschuss gewährt, dessen Höhe sich in analoger Anwendung der 

für die Beschäftigten des Ausbildenden geltenden Reisekostenbestimmun-

gen in der jeweiligen Fassung bemisst. 3Bei unentgeltlicher Verpflegung 

wird der Verpflegungszuschuss entsprechend einbehalten. 4Bei einer über 

ein Wochenende oder einen Feiertag hinaus andauernden Ausbildungs-

maßnahme werden die durch den Verpflegungsmehraufwand entstande-

nen Mehrkosten nach Maßgabe der Sätze 2 und 3 erstattet. 

Protokollerklärung zu Absatz 3: 

Die Sätze 2 bis 4 gelten nicht für den Besuch einer auswärtigen berufli-

chen Schule sowie für Reisen im Rahmen der fachtheoretischen Studien-

abschnitte, die Bestandteil von Studien- und Prüfungsordnungen sind, 

wenn die Hochschule außerhalb der politischen Gemeindegrenze der Aus-

bildungsstätte liegt. 

(4) 1Bei Reisen von Studierenden mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Abs. 1 

Buchst. a), d) oder e) TVAöD - Allgemeiner Teil -, die im Rahmen des Aus-

bildungsteils für den Besuch einer auswärtigen Berufsschule erfolgen, 

werden die notwendigen Fahrtkosten erstattet, soweit sie monatlich 6 v. H. 

des Studienentgelts nach § 8 Abs. 1 für das erste Studienjahr übersteigen. 
2Satz 1 gilt nicht, soweit die Fahrtkosten nach landesrechtlichen Vorschrif-

ten von einer Körperschaft des öffentlichen Rechts getragen werden. 3Die 

notwendigen Auslagen für die Unterkunft und Verpflegung werden bei Be-

such der regulären auswärtigen Berufsschule im Blockunterricht entspre-

chend Absatz 2 Sätze 3, 8 und 9 erstattet. 4Soweit eine Reise nach Satz 3 

über ein Wochenende oder einen Feiertag hinaus andauert, gilt Absatz 2 

Sätze 3, 8 und 9 entsprechend. 5Leistungen Dritter sind anzurechnen.  

(5) Bei Abordnungen und Zuweisungen von Studierenden mit einem Ausbil-

dungsteil nach § 1 Abs. 1 Buchst. a), d) oder e) TVAöD - Allgemeiner Teil -

, die im Rahmen des Ausbildungsteils erfolgen, werden die Kosten nach 

Maßgabe des Absatzes 2 erstattet.“ 

 § 10a Satz 2 wird durch folgende Neufassung ersetzt: 

„2Beträgt die Entfernung mehr als 300 km, können im Bahnverkehr Zuschläge 

bzw. besondere Fahrpreise (z.B. für ICE) erstattet werden.“ 
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 Nach § 16 wird folgender § 16a eingefügt:  

„§ 16a 

Übernahme von Studierenden 

(1) 1Studierende, die in einem Ausbildungsverhältnis zu einem Ausbilder ste-

hen, der Mitglied eines Mitgliedverbandes der VKA ist, und die den Ausbil-

dungs- und den Studienteil jeweils mindestens mit der Gesamtnote „Be-

friedigend“ abgeschlossen haben, werden bei dienstlichem bzw. betriebli-

chem Bedarf im unmittelbaren Anschluss an das Ausbildungs- und Studi-

enverhältnis in ein unbefristetes Arbeitsverhältnis übernommen, sofern 

nicht im Einzelfall personenbedingte, verhaltensbedingte, betriebsbedingte 

oder gesetzliche Gründe entgegenstehen. 2Für eine Übernahme bei Ar-

beitgebern, die Mitglied eines Mitgliedverbandes der VKA sind und in de-

ren Aufgabenbereichen auch hoheitliche Tätigkeiten wahrgenommen wer-

den, müssen sich die Studierenden durch ihr gesamtes Verhalten zur frei-

heitlich demokratischen Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes be-

kennen.  

(2) 1Der dienstliche bzw. betriebliche Bedarf nach Absatz 1 Satz 1 muss zum 

Zeitpunkt der Beendigung des Ausbildungs- und Studienverhältnisses vor-

liegen und setzt zudem eine freie und besetzbare Stelle bzw. einen freien 

und zu besetzenden Arbeitsplatz bei der Ausbildungsdienststelle bzw. 

dem Ausbildungsbetrieb voraus, die/der eine abschlussadäquate Beschäf-

tigung auf Dauer ermöglicht. 2Bei einer Auswahlentscheidung sind die je-

weiligen Abschlussergebnisse und die persönliche Eignung zu berücksich-

tigen. 3Bestehende Mitbestimmungsrechte bleiben unberührt. 

Protokollerklärung zu § 16a: 

Besteht kein dienstlicher bzw. betrieblicher Bedarf für eine unbefristete Be-

schäftigung, ist eine befristete Beschäftigung außerhalb von § 16a möglich.“  

§ 3  

Änderungen des TVSöD zum 1. August 2025 

Der Tarifvertrag für Studierende in ausbildungsintegrierten dualen Studiengängen im 

öffentlichen Dienst (TVSöD) vom 29. Januar 2020, zuletzt geändert durch § 2 dieses 

Änderungstarifvertrages, wird wie folgt geändert: 
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 § 16a wird durch folgende Neufassung ersetzt:  

„§ 16a 

Übernahme von Studierenden 

(1) 1Studierende, die den Ausbildungs- und den Studienteil jeweils mindes-

tens mit der Gesamtnote „Befriedigend“ abgeschlossen haben, werden bei 

dienstlichem bzw. betrieblichem Bedarf im unmittelbaren Anschluss an 

das Ausbildungs- und Studienverhältnis in ein unbefristetes Arbeitsverhält-

nis übernommen, sofern nicht im Einzelfall personenbedingte, verhaltens-

bedingte, betriebsbedingte oder gesetzliche Gründe entgegenstehen. 2Für 

eine Übernahme beim Bund und anderen Arbeitgebern, in deren Aufga-

benbereichen auch hoheitliche Tätigkeiten wahrgenommen werden, müs-

sen sich die Studierenden durch ihr gesamtes Verhalten zur freiheitlich de-

mokratischen Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes bekennen.  

(2) 1Der dienstliche bzw. betriebliche Bedarf nach Absatz 1 Satz 1 muss zum 

Zeitpunkt der Beendigung des Ausbildungs- und Studienverhältnisses vor-

liegen und setzt zudem eine freie und besetzbare Stelle bzw. einen freien 

und zu besetzenden Arbeitsplatz bei der Ausbildungsdienststelle bzw. 

dem Ausbildungsbetrieb voraus, die/der eine abschlussadäquate Beschäf-

tigung auf Dauer ermöglicht. 2Bei einer Auswahlentscheidung sind die je-

weiligen Abschlussergebnisse und die persönliche Eignung zu berücksich-

tigen. 3Bestehende Mitbestimmungsrechte bleiben unberührt. 

Protokollerklärung zu § 16a: 

Besteht kein dienstlicher bzw. betrieblicher Bedarf für eine unbefristete Be-

schäftigung, ist eine befristete Beschäftigung außerhalb von § 16a möglich.“  

 In § 21 wird nach Absatz 3 folgender Absatz 4 eingefügt:  

„(4)  § 16a tritt mit Ablauf des 31. März 2027 außer Kraft.“ 

§ 4 

Änderungen des TVSöD zum 1. Januar 2027 

Der Tarifvertrag für Studierende in ausbildungsintegrierten dualen Studiengängen im 

öffentlichen Dienst (TVSöD) vom 29. Januar 2020, zuletzt geändert durch § 3 dieses 

Änderungstarifvertrages, wird wie folgt geändert: 

1. In § 9 Absatz 1 wird die Angabe „30“ durch die Angabe „31“ ersetzt.  

2. § 21 Absatz 3 wird wie folgt geändert:  
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a) Die Angabe „Abweichend von Absatz 2 können ferner“ wird durch die An-

gabe „Abweichend von Absatz 2 können schriftlich gekündigt werden“ er-

setzt. 

b) In Buchstabe a wird die Angabe „eine Kündigung nach Absatz 2 erfasst 

nicht den § 8 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2.“ durch die Angabe „eine Kün-

digung nach Absatz 2 erfasst nicht den § 8 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2;“ er-

setzt. 

c) In Buchstabe b wird die Angabe „Jahres“ durch die Angabe „Jahres;“ er-

setzt.  

d) Nach Buchstabe b wird folgender neuer Buchstabe c eingefügt: 

„c)  § 9 Abs. 1 mit einer Frist von drei Monaten zum Schluss eines Kalen-

derjahres;“ 

e) Nach Buchstabe c wird folgender neuer Buchstabe d eingefügt:  

„d)  im Falle der Kündigung gemäß § 39 Abs. 4 Buchst. j des Tarifvertra-

ges für den öffentlichen Dienst (TVöD) § 9 Abs. 1 mit einer Frist von 

drei Monaten zum Schluss des maßgeblichen Kalenderjahres.“ 

f) Nach Buchstabe d wird folgende Protokollerklärung eingefügt:  

„Protokollerklärung zu Buchstabe d: 

Im Falle der Kündigung gemäß Buchstabe d gilt ab deren Wirksamwerden 

§ 9 Abs. 1 in folgender Fassung: „Studierende erhalten Erholungsurlaub 

unter Fortzahlung ihres Studienentgelts in entsprechender Anwendung der 

für die Beschäftigten des Ausbildenden geltenden Regelungen mit der 

Maßgabe, dass der Urlaubsanspruch bei Verteilung der wöchentlichen 

Ausbildungszeit auf fünf Tage in der Kalenderwoche in jedem Kalender-

jahr 30 Ausbildungstage beträgt.““  

g) Die Angabe „gesondert schriftlich gekündigt werden“ wird gestrichen. 

§ 5 

Inkrafttreten 

Dieser Tarifvertrag tritt am 1. Januar 2025 in Kraft. Abweichend von Satz 1 tritt § 2 

am 1. Juli 2025, § 3 am 1. August 2025 sowie § 4 am 1. Januar 2027 in Kraft.  
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Potsdam, den 6. April 2025 

[Unterschriften der Tarifvertragsparteien] 


